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Schwerpunkt

Ruth Dreifuss warnt vor sozialer Erosion

Klare Worte der Bundesritin vor den SK6F-Mitgliedern in

Basel

Daie Sozialversicherungen miissen, so Bundes-
ratin Ruth Dreifuss, das tragende Netz der
sozialen Sicherheit in der Schweiz bleiben;
bestehende Liicken sind zu schliessen. Ruth
Dreifuss konterte entschieden die Kritik am
sogenannten  Giesskannenprinzip in  den
Sozialversicherungen. Wer mut solchen Argu-
menten_fechte, fordere die soziale Erosion und
stelle das el der sozialen Integration — die
eben diber die nackte Existenzsischerung hin-
ausgehe — wn Frage.

Bundesratin Ruth Dreifuss erinnerte
sich vor den am 19. Mai 1994 in Basel
versammelten Mitgliedern der SKoF
an ihre Studienzeit an der Genfer Ecole
d’étude sociales (EES). Damals seien
ihr die Augen geoftnet worden fur die
gesellschaftliche Bedeutung der sozia-
len Probleme, bekannte sie: Die EES
bedeute eine Phase der «Politisierung»
in ihrem Leben und sei so gesehen eine
Etappe aufihrem Weg, der sie schliess-
lich — wer hitte das damals gedacht —
an die Spitze des Sozialministeriums
gefihrt habe. Sie sei beruhrt, zu den
Vertretrinnen und Vertretern der Fur-
sorgebehorden und der professionellen
Sozialdienste sprechen zu diirfen. «Ich
fihle mich heute wie unter Kollegin-
nen und Kollegen», so Ruth Dreifuss,
sie sel sich aber wohl bewusst, dass sie
den im Saal Anwesenden den schwie-
rigsten, aber auch den dankbarsten
Teil der Sozialarbeit iiberlasse: sich der
alltaglichen Probleme und Sorgen der
Klientinnen und Klienten anzuneh-
men.

Ruth Dreifuss ging kurz auf die
Grundungszeit der SKoOF nach der
Jahrhundertwende ein. Damals muss-
ten Arme resignieren, denn sie wurden
im Zustand der Armut belassen bis ans
Lebensende. Im Gegensatz dazu richte

Zu diesem Schwerpunkt

Auch fir die Schweizerische Konfe-
renz fur offentliche Fursorge (SKoOF)
ist es nicht selbstverstandlich, dass ein
Mitglied der Landesregierung an ih-
rer  Mitgliederversammlung  teil-
nimmt. Die Freude an der Zusage
von Bundesratin Ruth Dreifuss war
denn eine doppelte: einerseits wurde
das Referat der seit rund einem Jahr
im Amt tatigen Sozialministerin mit
Spannung erwartet, zum zweiten
war Ruth Dreifuss bereit, sich «live»
den Fragen von Roger de Weck,
Chefredaktor des «Tages-Anzeigers»,
Zirich, zu stellen.

Die vorliegende Nummer der
«ZoF» geht auf dieses Ereignis ein
und fasst das — franzosisch gehal-
tene — Referat der Bundesritin zu-
sammen. Das Gesprach von Roger de
Weck mit Ruth Dreifuss wird in In-
terviewform, leicht gekiirzt, wieder-
gegeben. Als Ergianzung dazu stellen
wir zwel Publikationen zum Nationa-
len Forschungsprogramm 29 vor.
Bundesratin Ruth Dreifuss bezog sich
in ithren Ausfihrungen zum Teil auf
Ergebnisse des NFP 29. cab
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sich die moderne Sozialhilfe nicht
mehr ausschliesslich an die Bedurfti-
gen, sondern an alle, die voriiberge-
hend oder fiir langere Zeit Hilfe oder
Beratung brauchten, um wieder in die
Gesellschaft integriert zu werden. Die
Sozialministerin gab ihrer Hoffnung
Ausdruck, dass die Romands und die
Tessiner noch aktiver als bisher die
SKoOF als Plattform zur Weiterent-
wicklung der Sozialarbeit und des so-
zialen Netzes nutzten.

Politik und Wirtschaft sind gefor-
dert; die Gefahr eines sozialen Risses ist
vorhanden. Bundesratin Ruth Dreifuss
illustrierte diese Aussage mit Zahlen:
— 180 000 Personen lebten Ende 1993

unter dem Existenzmininum und

wurden unterstiitzt, ein Jahr spater
sind es bereits 300 000 Personen, da-
von 40 Prozent Arbeitslose

— 1 von 10 Personen in der Schweiz
muss mit einem Einkommen von we-
niger als 1450 Franken auskommen,
davon sind 15 Prozent Rentner und

Rentnerinnen, 20 Prozent Invalide

und 38 Prozent alleinerziehende

Frauen, die ihre Alimente nicht er-

halten oder betagte Frauen, die ihre

Eltern betreut haben.

Die neue Armut nimmt zu, die Rand-
gruppen wachsen, wahrend die Tole-
ranz schwicher wird. Angesichts dieser
beunruhigenden Entwicklung rief
Bundesritin Ruth Dreifuss rief in Basel
dazu auf, einen neuen «contrat social»
zu suchen. Nach Jean-Jaques Rous-
seau kann nur aufgrund eines «contrat
social» ein Ausgleich zwischen den In-
teressen der verschiedenen Gruppen ei-
ner Gesellschaft gefunden werden. Be-
zogen auf das Individuum bedeute der
«contrat social», dass jeder Mensch
gebe und erhalte, Rechte und Pflichten
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habe, so die Bundesratin. Die Sozial-
versicherungen seien ein Beispiel fur
einen Sozialvertrag, der ein Recht auf
Leistungen gewahre, aber auch die
Pflicht zur Bezahlung von Beitrigen
beinhalte.

Unbezahlte Leistungen des Einzel-
nen wie die Erziehung von Kindern
oder die Betreuung der Eltern miissten
dringend durch die Gesellschaft héher
gewichtet und anerkannt werden. Die
Sozialministerin sprach sich dafiir aus,
die Erginzungsleistungen zur AHV/
IV auf andere Bevolkerungsgruppen
auszudehnen, etwa auf die Alleinerzie-
henden. Das «Gegenstiick» — ausge-
hend vom Gedanken des «contrat so-
cial» — konnte, so Bundesriatin Ruth
Dreifuss, in Erziehungs- und Betreu-
ungsgutschriften oder der Verpflich-
tung, eine Ausbildung zu absolvieren,
bestehen.

Oberstes Ziel der sozialen Sicherheit
bleibe die soziale Integration, betonte
Ruth Dreifuss. Deshalb sei es gerecht-
fertigt, dass die Sozialversicherungen
ein wenig die ungleiche Verteilung der
Einkommen in diesem Land korrigier-
ten. Die Sozialhilfe, kantonal und vor
allem kommunal organisiert, miisse all
jene auffangen, die durch das Netz der
Sozialversicherungen fielen. Die Sozi-
alhilfe trage mit ihrer materiellen, vor
allem aber auch der immateriellen
Hilfe dazu bei, die Menschen vor der
Ausgrenzung zu bewahren, und dies sei
ein zentraler Gedanke des «contrat so-
cial». Bundesratin Ruth Dreifuss er-
wiahnte lobend, dass der Generalsekre-
tir der SKoF, Peter Tschiimperlin, im
letzten Jahr in Lausanne einen neuen
Vorschlag in die soziale Diskussion ein-
gebracht habe, der ganz auf der Linie
des «contrat social» liege: den Ab-
schluss von Arbeitsvertrigen zwischen
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der Sozialhilfe und dem Klienten.
(Siehe dazu ZOF Nr. 8/1993, insbeson-
dere Seiten 120 und 121. Die Red.)

Fiir einen Verfassungsartikel

Eine Arbeitsgruppe der eidgendssi-
schen Kommission fiir die soziale Si-
cherheit hat vorgeschlagen, ein Recht
auf ein Exzistenzminimum in der Ver-
fassung zu verankern. «Ich unterstiitze
diese Idee», bekannte die Sozialmini-
sterin in Basel. Die Sozialversiche-
rungen und die Sozialhilfe sollten bes-
ser aufeinander abgestimmt werden.
Der Mangel an Transparenz im Sozial-
bereich in der Schweiz grenze ans Ab-
surde: «Wir wissen, wieviele Kihe un-
ser Land zahlt, aber wir verfigen tuber
keine Statistiken tiber einen Bereich,
dessen Ausgaben wir auf ungefahr 700
Millionen pro Jahr schatzen», kriti-
sierte Ruth Dreifuss. Gute statistische

Grundlagen konnten wertvolle Hin-
weise zur Weiterentwicklung der Sozi-
alpolitik geben.

Das Giesskannenprinzip werde mehr
und mehr kritisiert, stellte die Bundes-
ratin fest. Die gegenwartige Diskussion
zur Arbeitslosenversicherung zeige,
dass das Risiko einer Erosion bei den
Sozialversicherungen bestehe. Die Ge-
fahr sei gross, dass Anderungen auf
dem Buckel jener vorgenommen wiir-
den, die sich am wenigsten wehren
konnten. Aktuelle Forderungen wie die
Erhohung des Rentenalters fiir Frauen
auf 64 Jahre oder die Forderung, Lei-
stungen nur den wirklich Bedirftigen
zukommen zu lassen, liessen befurch-
ten, so Dreifuss, dass sie Sozialhilfe wie-
der zur «Armenfirsorge» absinken
konnte. Die Sozialministerin rief dazu
auf, den Dialog auf allen Ebenen auf-
rechtzuerhalten und sich weiter fiir die
soziale Integration aller in diesem
Land einzusetzen. cab

Die soziale Kaskade

«Anrecht auf offentliche Sozialhilfe
hat nur, wer — um es krass auszudriuik-
ken — hinsichtlich der verschiedenen,
der o6ffentlichen Sozialhilfe vorgeschal-
teten Sicherungssysteme «versagt> hat.
Genau darin aber liegt das Grundpro-
blem moglicher Reformvorschlige im
Bereich der Sozialhilfe. Tatsiachlich
wird meist nur daruber debattiert,
welche Institutionen fiir welche Kate-
gorien von Betroffenen bereit stehen
sollten, von all den «Niederlagen>, die
diese Betroffenen iiber sich ergehen
lassen miussen, bis sie zur Sozialhilfe

gelangen, spricht niemand. Dass jede
Vergabe einer Sozialleistung voraus-
setzt, dass der Empfanger oder die
Empfingerin einem gesellschaftlich
definierten Leistungsprinzip nicht ge-
nigen kann, und dieses Ungeniigen
von der letzten sozialrechtlichen Sta-
tion — der Fiirsorge — ratifiziert wird,
davon wird offensichtlich nicht ge-
sprochen; als ob der Gang zum Banco-
mat sich von jenem zum Sozialamt
nicht unterscheidet.»
Hopflinger|Wyss:
aus «Am Rande des Sozialstaates»

99



	Ruth Dreifuss warnt vor sozialer Erosion : klare Worte der Bundesrätin vor dem SKöF-Mitgliedern in Basel

